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Von der Toleranz zur Anerkennung
Die modernen Verfassungsstaaten wurden gebildet mit dem expliziten Ziel, 
die Koexistenz von Individuen und Gruppen mit unterschiedlichen Sit-
ten, Überzeugungen und Lebensfor men auf einem begrenzten Territorium 
rechtlich zu regeln. In historischer Perspektive stellen sie sich dar als juri-
disch-politische Mechanismen zur Sicherung des friedli chen Zusammenle-
bens in Gesellschaften, in denen die religiöse oder kulturelle Einheit durch 
Abspaltungen oder Zuwanderung zerbrochen war und disparate Über-
zeugungen unversöhnlich aufeinander trafen. Vereinbarungen zur verfah-
rensmäßigen Regelung der Kon flikte waren notwendig. Von den Schriften 
Hobbes’, Pufendorfs und Lockes bis heute hält die dominante Verfassungs-
theorie an den so etablierten Prinzipien fest. Doch der verfassungsmäßige 
Auftrag wurde in der Praxis keineswegs immer adäquat umgesetzt. 
Durch Ansprüche kollektiver Identitäten auf Anerkennung kam es 
zu Spannungen im politischen Szenarium der Verfassungsstaaten. Die 
Forderungen seitens nationalistischer Bewegungen oder ethnischer 
Gruppen verschiedener Couleur haben sich in den letzten Jahrzehnten 
auf beiden Seiten des Atlantiks deutlich intensiviert. Die neuerliche öf-
fentliche Relevanz ethni scher, natio naler, sprachlicher oder religiöser 
Differenzen zwischen Menschen, die auf einem Gebiet zusammenle-
ben, ist eine Heraus forderung für die liberale Politiktheorie und stellt 
die Rechtstheorie des Konstitutiona lismus vor akute Probleme. Dies ist 
der Hintergrund für die prononcierte Frage des kanadischen Philoso-
phen James Tully (, ): „Can a modern constitution recognise and 
accommodate cultural diversity?“1 Um sie beantworten zu können, ist 
1 Das Buch von James Tully (), Strange multiplicity, Constitutionalism in an age of 
diversity, ist eine detaillierte Rekonstruktion des liberalen Konstitutionalismus. Der 
Autor zählt wie Charles Taylor, Will Kymlicka und Michael Ignatieff zu einer Grup-
pe zeitgenössischer kanadischer Philosophen, die inspiriert durch die separatistische 
Bewegung der Quebequois Theorie und Praxis des Liberalis mus neu überdacht und 
eine Theorie kultureller Minderheiten ausgearbeitet haben. 
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es hilfreich, die politischen Entwürfe zum Umgang mit dem beschrie-
benen Pluralismus nachzuzeichnen. In Abhängigkeit davon, ob die in-
dividuelle oder die kollektive Identität präferiert wird, lassen sich drei 
Gesellschaftsmodelle unterscheiden: erstens ein universalistisches Modell, 
der Liberalismus, demzufolge das politische Bündnis vor allem dazu die-
nen soll, die individuelle Identität zu gewährleisten, so dass der Schutz 
der persönlichen Auto nomie zum zentralen Wert avanciert; zweitens 
ein eher partikularistisches oder kommunitaristisches Modell, das häufig 
nationalistische Züge trägt (das politische Bündnis dient in diesem Fall 
vor allem der Sicherung der üblicherweise ethnisch-kulturell definierten 
kommunalen Identität); und schließlich das republikanische Modell, das 
die politische Gemeinschaft als Ausdruck einer „bürgerlichen“ Identität 
versteht und von den Mitgliedern eine aktive Übereinkunft in öffent-
lichen Angelegenheiten fordert (die kollektive Selbstbestimmung stellt 
sich als Leitwert in diesem politischen Rahmen dar).
Dem Autor dieser Taxonomie, Ronald Beiner (, ), zufolge 
sehen sich heutzutage viele Bürger „squeezed out between the oppo-
sing imperatives of liberalism and nationa lism“. Der Ausweg aus die-
ser Disjunktion scheint nicht einfach. Besonders vom Nationalis mus 
mit seiner symbolisch-kulturellen Dimension kann man sich nicht so 
einfach befreien. Religionen und Ideologien überlagernd, nimmt er 
den Status einer politischen Religion an. Auch den Liberalismus kann 
man nicht ablegen, ohne die politische Architektur unserer demokra-
tischen Gesellschaften grundlegend umzugestalten. Das dritte Mo dell, 
das des Republikanismus, scheint auf den ersten Blick wenig hilfreich 
zur Überwindung des Dilemmas. Zumindest existieren kaum über-
zeu gende Beispiele. Doch wenngleich Vertreter des Multikulturalismus 
wie Kymlicka (,  f.) ausschließen, dass der Republika nismus eine 
plausible Alternative darstellen könnte, stellen die vorgebrachten Argu-
mente kein Hindernis dar, die Gangbarkeit und möglichen Vorzüge 
dieses Weges zu prüfen. Der überraschende Wiederaufstieg des Repu-
blikanismus im letzten Jahrzehnt, zumindest in akademischen Kreisen, 
gibt Anlass zu einer solchen Prüfung.2 Und in der Tat finden sich unter 
den Neorepublikanern, die mit alten Ausprägungs for men der Tradition 
2 Die Rehabilitierung des republikanischen Ideals „ist, nach den Arbeiten von John 
Rawls, eine der wichtigsten theoretischen Errungenschaften im Bereich der politi-
schen Philosophie“, deren Bedeutung vor allem auf ihrer Funktion als „Angelpunkt 
einer fruchtbaren Problematisierung der Prinzipien der liberalen Moderne“ (Savidan 
,  f.) beruht.
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gebrochen und gewisse liberale Lösungen übernommen haben, beach-
tenswerte Ansätze.
Das Ziel dieses Artikels besteht darin, die Möglichkeit eines identi-
tätsstiftenden politischen Rahmens zu erwägen, der Freiraum lässt für 
kulturelle Unterschiede und sowohl normativ als auch institutionell über 
das Modell der passiven Toleranz des prozeduralen Liberalismus hinaus-
geht. Die Antithese von Liberalismus und Nationalismus zurücklassend 
(Konzeptionen, die von einigen Autoren keineswegs als unver einbar an-
gesehen werden, vgl. Tamir  und Miller ) werden einige Apo-
rien aufgezeigt, die bei der praktischen Umsetzung der beiden Modelle 
politischer Gemeinschaften zutage treten. Sie betreffen die Grenzen des 
Konstitutionalismus () und des Toleranz-Konzepts (). Anschlie ßend 
wird untersucht, ob und inwiefern ein republikanisches Modell für die 
komplexen modernen Gesellschaften einen Rahmen bereit stellen könn-
te, der für alle Mitglieder akzeptabel ist und Identifikationspotential bie-
tet (). Die Grundidee dabei ist, dass die Identifikation der Individuen 
mit dem Gesamtkomplex der Institutionen, des Rechts systems und der 
politischen Praxis als Grundlage für die Ausbildung einer neuen Form 
von „Patriotismus“ dienen könnte, sofern jene politische Partizipation 
und die Aufrechterhaltung kultureller Traditionen erlauben. Auf der 
Basis eines so verstandenen Patriotismus könnte sich eine offene und in-
klusive kollektive Identität ausbilden, wie sie für multinationale Gesell-
schaften wie Kanada, Belgien oder Spanien und mit Einschränkungen 
auch für durch Immigration entstandene multikulturelle Gesellschaften 
geeignet erscheint. Auf diese Weise, und nicht durch bloße liberale To-
leranz, könnte den Ausdrucksformen der Differenz gebührend Raum 
gegeben werden.
. Der liberale Konstitutionalismus als verkappter Nationalismus
Nach der Ära der großen Machtblöcke präsentiert sich der Liberalismus 
bzw. die liberale Demokratie als wichtigste ideologische Stütze der plu-
ralistischen Gesellschaf ten.3 Abgesehen von historischen Gründen, ver-
3 Weit davon entfernt, eine homogene politische Tradition darzustellen, versammeln 
sich unter dem Etikett des Liberalismus sehr unterschiedliche, z. T. diskrepante 
Konzeptionen. Mit der Bezeichnung „demoliberal“ verweisen wir auf jene Tra-
dition, die auf den demokratischen Ursprung des freiheitlichen Systems Nachdruck 
legt und sozusagen Rousseau mit Locke versöhnen will. Nicht der deregulierende 
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